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7.3.1.2 Merkmale

Laufzeit 6–72 Monate

Kredithöhe 1 000,00 EUR bis 50 000,00 EUR1 

Auszahlung Barauszahlung oder Gutschrift auf Girokonto

Rückzahlung Fixe monatliche Rate von Zinsen und Tilgung

Zinsen I. d. R. als Jahreszins vom tatsächlich in Anspruch genommenen Betrag

KundePDF Bank
Kreditanfrage

Einkünfte

Kreditantrag

Einkommens-/ 
Beschäftigungsnachweis

Vermögensnachweis

Darlehenszusage

Prüfung des Antrags

Angaben Erfassung der

Kundendaten

Kreditrückzahlung SCHUFA-Meldung

Kreditbereitstellung

(Auszahlung/Gutschrift)

Beispiel:

Zumutbare monatliche 
Belastung

Vermögensverhältnisse

vorvertragliche Informationen 
und angemessene Erläuterungen

Darlehensantrag
Personendaten des Antragstellers
Beschäftigungsverhältnis
Einkommen
Gegebenenfalls Sicherheiten
Selbstauskunft
SCHUFA-Score

Kreditfähigkeit/Kreditwürdigkeit

Abschluss des Darlehensvertrags

Netto-Haushaltseinkommen 2 500,00 EUR
Ausgaben für

Lebenshaltungskosten 1 150,00 EUR
Miete 500,00 EUR
Versicherungen 150,00 EUR
Pkw 125,00 EUR

Eiserne Reserve 200,00 EUR
Frei verfügbar 375,00 EUR

Entscheidung 
über den Antrag

Erstellung eines 
Tilgungsplans

Quelle: in Anlehnung an: Mühlmeyer/Richard: Betriebslehre der Banken und Sparkassen, Band 1, 6. Auflage 2025, S. 370.

1 Die maximale Kredithöhe legt jede Bank individuell fest und kann somit in der Praxis von Bank zu Bank abweichen.
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7.4.5 Gründe für und gegen den Erwerb einer selbstgenutzten Immobilie 
beschreiben

(1) Wohnsituation in verschiedenen Lebenslagen

Je nach Lebenslage gibt es auch unterschiedliche Bedürfnisse bzgl. der Wohnsituation. 
Die Wohnsituation hängt neben den individuellen Bedürfnissen auch von der finanziellen 
Lage des Einzelnen ab. Die einzelnen Bedürfnisse im Lebenszyklus werden nachfolgend 
exemplarisch dargestellt:

Geldanlage 
Sparen 

Vorsorge

PDF

Kreditaufnahme zur pri-
vaten Anschaffungs- und 
Investitionsfinanzierung

 ■ Anlage erhöhen
 ■ Sparkraft
 ■ Risiko-LV

Ausbildung Kinder 
abgeschlossen Sparen 

zugunsten 
Dritter

Autokauf 
Wohnungseinrichtung 
Urlaub

Renovierung 
Modernisierung

Immobilienerwerb

Entschuldung

Vorsorge und 
Absicherung 
des Lebens-
standards

Spargeld 
Kindergeld

 ■ Girokonto
 ■ Geldanlage
 ■ BU-Versicherung
 ■ kleine LV

 ■ Schule/ 
Ausbildung

 ■ Kindheit/ 
Jugend

 ■ Kinder aus 
dem Haus

 ■ Vorbereitung 
Ruhestand

 ■ Geburt der Kinder
 ■ Kinder in der Ausbildung

 ■ Ruhestand ■ Studium
 ■ Beginn Berufsleben 
→ Erwachsenwer-
den, Heirat, Ehe

 ■ Haushaltsgründung
 ■ Beginn finanzieller 
Unabhängigkeit

11–19 Jahre 20–27 Jahre 28–40 Jahre 41–55 Jahre 56–64 Jahre ab 65 Jahre

Quelle: In Anlehnung an: Mühlmeyer/Richard: Betriebslehre der Banken und Sparkassen, Band 1, 6. Auflage 2025, S. 357.

(2) Individuelle Motive

Für viele Menschen gehört die eigene Immobilie neben der Gesundheit zu den wichtigsten 
Dingen im Leben. Diesem Immobilienwunsch wird dann sehr viel untergeordnet. Zu den 
bedeutendsten Motiven für den Immobilienerwerb gehören:

 ■ Wunsch in den eigenen vier Wänden zu leben
 ■ Wichtiger Baustein der Altersvorsorge
 ■ Mietfreies Wohnen
 ■ Immobilie als krisenfeste Geldanlage („Betongeld“)
 ■ Niedriges Zinsniveau
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7.5.1 Grundstücksrechtliche Rahmenbedingungen erläutern

7.5.1.1 Grundsätzliches
Das Baurecht beinhaltet alle Rechtsnormen, die das Bauen in der Bundesrepublik Deutsch-
land betreffen.

Grundsätzlich wird das Baurecht in privates Baurecht und öffentliches Baurecht unterteilt. 
Dem privaten Baurecht liegt u. a. das Bürgerliche Gesetzbuch (BGB) zugrunde. Es regelt 
beispielsweise Werkverträge zwischen dem Bauherrn und den Bauunternehmen. Das 
öffentliche Baurecht ist u. a. für die Bauplanung (z. B. Bebaubarkeit von Grundstücken) 
und die Bauordnung (z. B. Sicherheits- und Gestaltungsvorschriften) zuständig.

BaurechtPDF

Privates Baurecht Öffentliches Baurecht

Standards zu den rechtlichen 
Beziehungen zwischen den 
privaten Baubeteiligten.

Rechtlicher Rahmen: u. a. 
Bürgerliches Gesetzbuch (BGB)

Standards zur Ordnung und 
Förderung der Bebauung von 
Grundstücken.

Grundsatz der Baufreiheit siehe 
Artikel 14 I GG

Sondervorschriften Bauplanungsrecht Bauordnungsrecht

Zum Beispiel:

 ■ Denkmalschutz

 ■ Energieeinsparung

Rechtlicher Rahmen: Bau-
gesetzbuch (BauGB), u. a.

 ■ Flächennutzungsplan

 ■ Bebauungsplan

Rechtlicher Rahmen: Lan-
desbauordnungen, u. a.

 ■ Baugenehmigungen

7.5.1.2 Flächennutzungsplan

Der Flächennutzungsplan stellt ein Instrument der räumlichen Planung dar. Darin 
wird die beabsichtigte städtebauliche Entwicklung einer Stadt bzw. Gemeinde karto-
grafisch und textlich dargestellt.

Die Zielsetzung eines Flächennutzungsplans ist es, eine geordnete städtebauliche Ent-
wicklung und eine dem Allgemeinwohl entsprechende sozialgerechte Bodennutzung zu 
gewährleisten. Des Weiteren soll er dazu beitragen, eine menschenwürdige Umwelt zu 
sichern.

Zu berücksichtigen sind die unter § 1 Baugesetzbuch im einzelnen aufgeführten Belange. 
Hierbei sind die öffentlichen und privaten Belange bei der Aufstellung des Flächennut-
zungsplanes gegeneinander und untereinander gerecht abzuwägen.
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(2) Schematische Darstellung

Sparphase

Auszahlung 
Bauspardarlehen

Darlehensphase

Auszahlung 
Bausparguthaben

Guthaben 
mit festen Zinsen

Darlehen 
mit festen Zinsen

SparbeiträgePDF

Zuteilung

Tilgungsbeiträge

(3) Auswahlkriterien und Tarife bei Bauspardarlehen

Folgende Aspekte sollten bei der Tarifauswahl berücksichtigt werden:

Darlehenszins Bausparer, die das Bauspardarlehen tatsächlich auch zur Baufinanzierung 
nutzen möchten, sollten bei der Wahl des Bausparvertrages vor allem auf 
die Höhe des Darlehenszinses achten.

Guthabenzinsen Sparer, die den Bausparvertrag als Geldanlage nutzen wollen, achten auf 
höhere Guthabenzinsen. Entsprechend höher sind dann aber auch die Soll-
zinsen. Bei Neuverträgen spielt dieses Auswahlkriterium aber kaum noch 
eine Rolle, da die Guthabenzinsen im Verhältnis zu den Kosten einfach viel 
zu niedrig sind. Wer allerdings noch einen „Altvertrag“ hat, kann teilweise 
von sehr hohen Guthabenzinsen profitieren.1 

Kosten Bausparverträge weisen neben den Abschlussgebühren (i. d. R. zwischen 
1 % und 1,6 % der Bausparsumme) auch jährliche Kontoführungsgebühren 
(zwischen 10,00 EUR und 24,00 EUR pro Jahr) aus.

Sonstige Eckdaten 
des Vertrages

Weitere wichtige Daten des Bausparvertrages sind die Bausparsumme, 
die Mindestansparzeit, die Höhe des Zins- und Tilgungsbeitrages und das 
Recht auf Sondertilgungen.

1 Bausparkassen können Bausparverträge wirksam kündigen, bei denen die Bausparsumme komplett angespart ist. Nach den Urteilen 
des Bundesgerichtshofs aus dem Jahr 2017 können Bausparkassen auch „Altverträge“ kündigen, die länger als zehn Jahre zutei-
lungsreif sind, auch wenn diese noch nicht voll bespart sind (Az. XI ZR 185/16 und XI ZR 272/16).



© MERKUR VERLAG RINTELN – Merkurbuch 0629

Begleitmaterial zu BPE 8, S. 122

BPEBPE

88
Betriebswirtschaftslehre
mit Schwerpunkt Finanzen
Band 2: Jahrgangsstufen 1 und 2

Internes Rechnungswesen

122122

JahrgangsstufeJahrgangsstufe

11

Verwendung der verschiedenen Grundbegriffe des RechnungswesensPDF

Investitions-
rechnung; 

Finanzrechnung

+ Einzahlungen
− Auszahlungen

Einnahmenüber-
schussrechnung 

(Steuererklärungen 
von Kleinunter-

nehmern)

+ Einnahmen
− Ausgaben

Buchführung 
(GuV-Rechnung; 
Jahresabschluss)

+ Erträge
− Aufwendungen

Kosten- und 
Leistungsrechnung

+ Leistungen
− Kosten

8.1.2.1 Auszahlungen und Einzahlungen
Die Summe aus Kassenbeständen und jederzeit verfügbaren Bankguthaben bezeichnet 
man als Zahlungsmittelbestand. Der Zahlungsmittelbestand ist Teil des Geldvermögens.

 ■ Eine Auszahlung ist jeder Vor-
gang, bei dem der Zahlungsmit-
telbestand abnimmt.

 ■ Eine Einzahlung ist jeder Vor-
gang, der zu einer Zunahme 
des Zahlungsmittelbestandes 
führt.

8.1.2.2 Ausgaben und Einnahmen
Ausgaben und Einnahmen verändern das Geldvermögen. Als Geldvermögen wird die 
Summe aus Zahlungsmittelbestand und Bestand an Forderungen1 abzüglich des Bestan-
des an Verbindlichkeiten1 bezeichnet.

Geldvermögen = Zahlungsmittelbestand + (Forderungen − Verbindlichkeiten)

 ■ Eine Ausgabe ist jeder Geschäftsvorfall, der eine Verminderung des Geldvermögens 
hervorruft.

Ausgabe =  Auszahlung + Forderungsabgang + Schuldenzugang

Beispiele:Beispiele:
Kauf von Werkstoffen auf Ziel (Schuldenzu-
gang); Eingang einer Leistung, auf die eine 

Anzahlung geleistet worden war (Forderungs-
abgang).

1 Forderungen und Verbindlichkeiten werden hier als Geldforderungen und Geldverbindlichkeiten verstanden. Sachforderungen und 
Sachverbindlichkeiten werden nicht erfasst.

Beispiele:Beispiele:
Barkauf von Werkstoffen, Barrückzahlung eines Darle-
hens, Kassenentnahmen, geleistete Anzahlungen.

Beispiele:Beispiele:
Barverkauf von Erzeugnissen, Bareinlage von Gesell-
schaftern, erhaltene Anzahlungen, Aufnahme eines 
Barkredits.
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 ■ Eine Einnahme ist jeder Geschäftsvorfall, der zu einer Erhöhung des Geldvermögens 

führt

Einnahme =  Einzahlung + Forderungszugang + Schuldenabgang

Beispiele:Beispiele:
Verkauf von Waren auf Ziel (Forderungszu-
gang); eine erhaltene Anzahlung eines Kunden 

wird durch die Lieferung der Leistung an den 
Kunden aufgehoben (Schuldenabgang).

Begriffsabgrenzungen

Auszahlungen/Ausgaben
1  Bartilgung eines in einer früheren 

Periode aufgenommenen Kredits

2  Kauf von Rohstoffen gegen 
Barzahlung

3  Betriebsstoffeinkauf auf Ziel (die Be-
zahlung erfolgt z. B. nach 30 Tagen)

Auszahlungen 
keine 

Ausgaben
1

Auszahlungen 
= 

Ausgaben
2

Ausgaben 
keine 

Auszahlungen
3

Ausgaben

Einzahlungen/Einnahmen

1  Aufnahme eines Kredits

2  Verkauf von Fertigerzeugnissen 
gegen Barzahlung

3  Verkauf von Handelswaren auf Ziel 
(Zahlungsfrist z. B. 30 Tage)

Einzahlungen 
keine 

Einnahmen
1

Einzahlungen 
= 

Einnahmen
2

Einnahmen 
keine 

Einzahlungen
3

Einnahmen

PDF

8.1.2.3 Aufwendungen und Erträge
Der Begriff Aufwand wird in der Buchführung verwendet. Er erfasst alle Geschäftsvor-
fälle, die das Eigenkapital mindern. Der Begriff Ertrag wird ebenfalls in der Buchführung 
verwendet und erfasst alle Geschäftsvorfälle, die das Eigenkapital erhöhen. Dabei spielt 
es keine Rolle, ob die Ursache für die angefallenen Aufwendungen und Erträge in der Ver-
folgung des eigentlichen Betriebszwecks zu sehen ist oder ob es sich um Aufwendungen 
und Erträge handelt, die mit der Herstellung und dem Verkauf von Erzeugnissen nicht oder 
nur mittelbar in einem Zusammenhang stehen.

 ■ Aufwendungen sind alle in Geld gemessenen Wertminderungen des Eigenkapitals 
innerhalb einer Abrechnungsperiode.

 ■ Erträge sind alle in Geld gemessenen Wertzugänge des Eigenkapitals innerhalb 
einer Abrechnungsperiode.
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Internes Rechnungswesen

 ■ Neutrale Erträge sind Erträge, die in keinem Zusammenhang mit dem Betriebs-
zweck stehen, die nicht in der laufenden Periode, die unregelmäßig oder in außer-
gewöhnlicher Höhe anfallen. 

 ■ Die neutralen Erträge werden in der Kosten- und Leistungsrechnung nicht als Leis-
tung verrechnet.

 ■ Zusatzleistungen

Neben der Tatsache, dass es Erträge gibt, die keine Leistungen darstellen, nämlich die 
neutralen Erträge, gibt es auch Leistungen, die keine Erträge sind. Es handelt sich um die 
Zusatzleistungen. Ein Beispiel für Zusatzleistungen sind Verkaufsprodukte, die gespendet 
oder verschenkt werden.

Zusatzleistungen sind Leistungen, für die es keine Erträge innerhalb der Buchführung 
gibt (ertragslose Leistungen).

Die Abgrenzung der Begriffe Erträge und Leistungen kann grafisch wie folgt dargestellt 
werden.

Erträge der Finanzbuchführung
keine Erträge

neutrale Erträge Zweckerträge

keine Leistungen
Grundleistungen Zusatzleistungen

Leistungen der Kosten- und Leistungsrechnung

KompetenztrainingKompetenztraining
28 Grundbegriffe und Zuordnung von Beispielen

 1. Zeigen Sie die Beziehungen zwischen Ausgaben und Aufwendungen auf! Bilden Sie zu 
den einzelnen Beziehungen jeweils ein Beispiel!

 2. Zeigen Sie die Beziehungen zwischen Einnahmen und Erträgen auf! Bilden Sie zu den 
einzelnen Beziehungen jeweils ein Beispiel!

 3. Prüfen Sie, ob folgende Vorgänge Einnahmen oder Ausgaben darstellen:

3.1 Kauf von Betriebsstoffen auf Ziel 14 000,00 EUR

3.2 Verkauf von Erzeugnissen auf Ziel 5 200,00 EUR

3.3 Bareinlage eines Gesellschafters 10 000,00 EUR

3.4 Entnahme von Bargeld aus der Kasse für private Zwecke 2 000,00 EUR

3.5 Aufnahme eines Barkredits 8 500,00 EUR

3.6 Bartilgung eines in einer früheren Rechnungsperiode 
erhaltenen Bankkredits 7 200,00 EUR

PDF
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8.1.3 Kalkulatorische Kosten erläutern

8.1.3.1 Begriff kalkulatorische Kosten
Bei der Abgrenzung der Kosten von den Aufwendungen können zwei weitere Fälle auf-
treten:

 ■ Für die Kosten fallen in der Buchführung keine Aufwendungen an (Zusatzkosten).
 ■ Für die Kosten fallen in der Buchführung andere Beträge an (Anderskosten).

 ■ Zusatzkosten sind Kosten, für die es keine Aufwendungen innerhalb der Buch-
führung gibt.

 ■ Anderskosten sind Aufwendungen, die in der Kosten- und Leistungsrechnung mit 
einem anderen Betrag als in der Buchführung angesetzt werden.

 ■ Anderskosten und Zusatzkosten bilden zusammen den Umfang der kalkulatori-
schen Kosten.

Die Abgrenzung der Begriffe Aufwendungen und Kosten kann grafisch wie folgt darge-
stellt werden:

Aufwendungen der Finanzbuchführung

keine Aufwendungenneutrale 
Aufwendungen

betriebliche Aufwendungen

Zweck aufwendungen

keine Kosten
Grundkosten Anderskosten Zusatzkosten

Kosten der Kosten- und Leistungsrechnung

8.1.3.2 Kalkulatorische Abschreibungen

(1) Abgrenzung der kalkulatorischen Abschreibung von der bilanziellen 
Abschreibung1

Für die Kosten- und Leistungsrechnung (KLR) muss die tatsächliche Wertminderung 
angesetzt werden. Für die Berechnung der Abschreibungshöhe in der Buchführung sind 
handelsrechtliche Vorschriften vorgegeben. Dies bedeutet, dass die Abschreibungsbe-
träge in erster Linie bestimmt werden durch finanzpolitische Strategien des Gesetzgebers 
und im Hinblick auf den tatsächlichen Werteverzehr zu hoch oder zu niedrig sein können.

Da die Berechnung der Abschreibungshöhe innerhalb der Buchführung nach anderen Kri-
terien vorgenommen wird als in der KLR, ist zwischen kalkulatorischer und bilanzieller 
Abschreibung zu unterscheiden.

 ■ Die bilanzielle Abschreibung wirkt sich in der Buchführung aus,
 ■ die kalkulatorische Abschreibung in der Kosten- und Leistungsrechnung.

1 Vgl. hierzu Band 1, S. 400 ff.

PDF
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8.1.4.1 Aufbau der Abgrenzungstabelle

Mithilfe der Abgrenzungstabelle werden aus den erfassten Aufwendungen und Erträ-
gen der Buchführung die Höhe der Kosten und Leistungen ermittelt.

Im linken Teil der Abgrenzungstabelle (Rechnungskreis I) werden die Aufwendungen 
und Erträge der Buchführung einander gegenübergestellt und damit das Unternehmens-
ergebnis ausgewiesen.

Im Mittelteil der Abgrenzungstabelle werden die neutralen Aufwendungen und Erträge 
erfasst (unternehmensbezogene Abgrenzungen) und den betrieblichen Aufwendungen 
die zu verrechnenden Kosten gegenübergestellt (kostenrechnerische Korrekturen). Damit 
lässt sich das neutrale Ergebnis feststellen.

Im rechten Teil der Abgrenzungstabelle (Rechnungskreis II) werden – unter Berücksichti-
gung der Ergebnisse des Abgrenzungsbereichs – die Kosten und Leistungen ermittelt und 
daraus das Betriebsergebnis berechnet.

Rechnungskreis I Rechnungskreis II

Buchführung

Abgrenzungsbereich

Kosten- und 
Leistungsrechnung

unternehmens- 
bezogene 

Abgrenzung

kosten- 
rechnerische 
Korrekturen

Konten Aufw. Erträge
neutrale 

Aufw.
neutrale 
Erträge

betriebl.
Aufw.

verrechn. 
Kosten

Kosten Leistungen

Summen:

Salden (Ergebnisse):

Unternehmens-
ergebnis

Ergebnis aus 
unternehmens-

bezogener 
Abgrenzung

Ergebnis aus 
kosten- 

rechnerischen 
Korrekturen

Betriebs- 
ergebnis

neutrales Ergebnis

8.1.4.2 Abgrenzungstabelle mit unternehmensbezogener Abgrenzung
Ausgangspunkt für die unternehmensbezogene Abgrenzung der Aufwendungen und 
Erträge sind die Zahlen der Buchführung. Diese Werte werden unverändert in den Rech-
nungskreis I der Abgrenzungstabelle übernommen.

Die eigentliche Abgrenzung erfolgt im Rechnungskreis II. Dabei werden die Zahlen der 
Buchführung, die in den Rechnungskreis I übernommen wurden, unter dem Gesichts-
punkt betrieblich oder neutral sortiert.

PDF

Vorlage

mvurl.de/xxxx
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9.1.1.2 Statische Betrachtung innerhalb der Bilanz
Betrachtet man die Finanzierung und Investition vom Standpunkt der Bilanz, so steht das 
Kapital auf der Passivseite der Bilanz. Es gibt Auskunft darüber, welche Kapitalbeträge 
dem Betrieb zur Nutzung überlassen worden sind und in welcher rechtlichen Form (Eigen-
kapital, Fremdkapital) das geschehen ist. Auf der Aktivseite der Bilanz ist zu erkennen, 
welche Verwendung die Mittel (Anlage- und Umlaufvermögen) gefunden haben.

Anlagevermögen

Umlaufvermögen

Aktiva Bilanz Passiva

Mittelverwendung (Investition) 
(Wie wurde das Kapital angelegt?)

Mittelherkunft (Finanzierung) 
(Von wem stammt das Kapital?)

K
ap

ita
lg

eb
er

699
99
89
99
90 ■ Kapitaleigner 

(Einzelunter-
nehmer bzw. 
Gesellschafter)

 ■ Gläubiger

PPT ■ Eigenkapital

 ■ Fremdkapital

9.1.1.3 Dynamische Betrachtungsweise im Unternehmenskreislauf
Gelingt die Finanzierung des Investitionsvorhabens, wird die Investition durchgeführt, 
scheitert die Finanzierung, scheitert auch die Investition. Gehen wir davon aus, dass die 
Investition gelingt, dann stellt sich die Frage, welche Auswirkung die Investition auf den 
Finanzfluss im Unternehmen hat.

Investition und Finanzierung im Unternehmenskreislauf

Kapitalbeschaffung 
!

PDF

Fremdkapitalgeber

Verwendung zur 
Zins- und Tilgungs-

zahlung

Verwendung zur 
Gewinnausschüttung

Eigenkapitalgeber

Kapitalverwendung 
in InvestitionŠ

Verwendung zur 
Kapitalneubildung

&

Rückfluss durch 
Umsatzerlöse#

Zunahme der 
Finanzmittel$

%
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Lösung:

112 000,00
65 000,00

112 000,00

65 000,00

300 000,00

0,00

225000,00

–175 000,00

–100 000,00

4

3

2

1

Investitio
n

w = 1,0

„schlecht“
w = 0,8

„gut“

w = 0,2

Werbung

w = 1,0

keine Werbung
w = 0,0

„Misserfolg“w = 0,4

„Erfolg“

w = 0,6

keine Investitionw = 0,00

Nebenrechnungen und Erläuterungen (Roll-back-Verfahren):

1 (225 000,00 · 0,6) + (−175 000,00 · 0,4) = 65 000,00 EUR

2 Entscheidungsknoten, d. h. Entscheidung zwischen Strategie „Werbung“ (Erwartungswert von 
65 000,00 EUR) und Strategie „keine Werbung“ (Erwartungswert von −100 000,00 EUR). Also 
wird die Entscheidung Werbung gewählt.

3 (65 000,00 · 0,8) + (300 000,00 · 0,2) = 112 000,00 EUR.

4 Entscheidungsknoten, d. h. Entscheidung zwischen Strategie „Investition“ (Erwartungswert von 
112 000,00 EUR) und Strategie „keine Investition“ (Erwartungswert von 0,00 EUR). Also wird die 
Entscheidung „Investition“ gewählt.

Ergebnis: Der Erwartungswert der Investition beträgt 112 000,00 EUR. Die Gabler KG sollte die 
Investition tätigen.

9.4.3.2 Erwartungswert einer Investition

(1) Bedingte Wahrscheinlichkeit (Bayes-Regel)

Können Unternehmen subjektive Wahrscheinlichkeiten angeben, mit welchen verschie-
denen Ergebnissen die Umweltzustände eintreten, so können die Erwartungswerte maxi-
miert werden. Es sollte dann die Investitionsalternative gewählt werden, bei welcher der 
Erwartungswert (µ) am größten ist. Voraussetzung für die Anwendung der Bayes-Regel 
ist, dass die Unternehmen Risikoneutralität1 unterstellen, d. h., man orientiert sich aus-
schließlich am Erwartungswert.

Der Erwartungswert kann mit folgender Formel berechnet werden:

µ =    ∑ 
t = 1

  
n

     EZÜ · w

µ = Erwartungswert
EZÜ = Einzahlungsüberschüsse
w = Eintrittswahrscheinlichkeit

1 Zur Risikoneigung vgl. auch S. 219 f.

PDF
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10.2.1 Übersicht über die betriebliche Finanzplanung erstellen

 ■ Bei der betrieblichen Finanzplanung werden für einen bestimmten (vom Unter-
nehmen definierten) Planungszeitraum Ein- und Auszahlungen in einer zukunfts-
bezogenen Rechnung gegenübergestellt. Ein- und Auszahlungen hängen von 
Beschaffungs-, Produktions-, Absatz-, Investitions- und Finanzierungsentscheidun-
gen sowie von externen Faktoren ab.

 ■ Damit ein Unternehmen Einzahlungsüberschüsse erwirtschaften kann, müssen 
zunächst Auszahlungen geleistet werden. Die Überbrückung der zeitlichen Distanz 
zwischen Ein- und Auszahlungen erfolgt anhand von Finanzierungsmaßnahmen.

Beschaffung:
Welche und wie viele Roh-, 

Hilfs- und Betriebsstoffe 
werden eingekauft?

Produktion:
Welche Produkte und 

welche Mengen werden 
hergestellt?

PDF

Investitionen:
Wie hoch sind die Mittel für 
Vermögensgegenstände?

Finanzierung:
Wie können die finanziellen 

Mittel bereitgestellt 
werden?

Absatz:
Welche Menge kann 

zu welchem Zeitpunkt 
verkauft werden?

externe Faktoren:
In welcher Höhe fallen 

Steuern und Zinsen an?

Finanz- 
planung

10.2.2 Unterschiedliche Arten von Finanzplänen beschreiben

 ■ Die langfristige Finanzplanung bezieht sich auf die strategische Entwicklung des 
Unternehmens. Hierbei spielt insbesondere das vorhandene Eigenkapital und seine 
langfristige Entwicklung eine wesentliche Rolle. Die Planungseinheiten gehen über 
mehrere Jahre.

 ■ Mittelfristige Finanzpläne umfassen den Zeitraum von einem Jahr. Im Vorder-
grund steht die Frage, ob das gewünschte Investitionsvolumen über Eigen- oder 
Fremdkapital finanziert wird. Meistens bildet der Jahresplan den Rahmen für die 
kurzfristigen (maximal einen Monat) Finanzpläne. Die Planungseinheiten betragen 
Monate oder Quartale.

 ■ Die kurzfristige Finanzplanung bildet die Grundlage für das operative Geschäft. Die 
Sicherung der täglichen Liquidität steht hier im Vordergrund.
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11.6.1 Begriff Unternehmensanleihe definieren

 ■ Bei Unternehmensanleihen (auch Schuldverschreibungen oder Obligationen 
genannt) handelt es sich um Fremdkapital, das dem Unternehmen von Dritten (z. B. 
privaten Anlegern) zur Verfügung gestellt wird.

 ■ Eine Unternehmensanleihe ist ein Kapitalmarktdarlehen, bei dem private oder ins-
titutionelle Gläubiger die festverzinslichen Wertpapiere kaufen.

Als Emittenten von Anleihen können neben großen Unternehmen (i. d. R. Aktiengesell-
schaften) auch die öffentliche Hand (z. B. Bundes- oder Kommunalanleihen) oder Kredit-
institute (z. B. Hypothekenpfandbriefe) auftreten. Der Inhaber einer Anleihe hat das Recht 
auf Rückzahlung des zur Verfügung gestellten Betrages (Tilgung) und auf Zinszahlung.

Unternehmen 
(Emittent)

PDFAnleger 
(Gläubiger)

 ■ Der Emittent erhält 
Fremdkapital.

 ■ Das Unternehmen 
haftet mit seinem 
gesamten Vermögen 
für Zins- und Tilgungs-
leistungen.

 ■ Der Anleger hat ein 
verbrieftes Forde-
rungsrecht auf Rück-
zahlung des Darlehens 
und auf einen verein-
barten Ertrag (Zinsen).

 ■ Andere Rechte (z. B. 
Stimmrecht) besitzt 
der Gläubiger nicht.

Fremdkapital (Darlehen)

Ausgabe der Schuldverschreibung

regelmäßige Zinszahlungen

Rückzahlung (Tilgung)

Die Ausgabe einer Anleihe ermöglicht dem Unternehmen, Liquidität über den Kapital-
markt aufzunehmen, um Investitionen zu finanzieren. Der Emittent (z. B. Industrieunter-
nehmen) verpflichtet sich als Kapitalnehmer den Gläubigern gegenüber zur Zahlung einer 
regelmäßigen Verzinsung und zur Rückzahlung des Kapitalbetrags am Laufzeit ende. Die 
Anleihen haben eine feste Laufzeit und einen festen Zinssatz.1

Bilanzrechtlich stellen Anleihen langfristige Verbindlichkeiten dar. Die Emission von 
Anleihen wird durch Banken abgewickelt, welche folglich mit Kosten für das Unterneh-
men verbunden ist.

1 Nachfolgend werden ausschließlich festverzinsliche Anleihen thematisiert. Anleihen mit variablem Zins (Floater) sind nicht Gegen-
stand des Bildungsplans. Diese werden in BPE 5 im Ergänzungsfach „Privates Vermögensmanagement“ ausführlich behandelt.
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Lösungen:

Zu 1.1: Fälligkeitsdarlehen (Festdarlehen)

Jahr
Darlehen 

Jahresanfang
Darlehen 

Jahresende
Tilgung Zinsen

Liquiditäts-
belastung

1 120 000,00 120 000,00 0,00 4 800,00 4 800,00

2 120 000,00 120 000,00 0,00 4 800,00 4 800,00

3 120 000,00 120 000,00 0,00 4 800,00 4 800,00

4 120 000,00 120 000,00 0,00 4 800,00 4 800,00

5 120 000,00 120 000,00 0,00 4 800,00 4 800,00

6 120 000,00 0,00 120 000,00 4 800,00 124 800,00

Summe 120 000,00 28 800,00 148 800,00

Liquiditätsbelastung beim FälligkeitsdarlehenPDF

E
U

R

Jahr

140 000

120 000

100 000

80 000

60 000

40 000

20 000

0
1 2 3 4 5 6

 Zinsen

 Tilgung

Zu 1.2: Abzahlungsdarlehen (Ratendarlehen)

Jahr
Darlehen 

Jahresanfang
Darlehen 

Jahresende
Tilgung Zinsen

Liquiditäts-
belastung

1 120 000,00 100 000,00 20 000,00 4 800,00 24 800,00

2 100 000,00 80 000,00 20 000,00 4 000,00 24 000,00

3 80 000,00 60 000,00 20 000,00 3 200,00 23 200,00

4 60 000,00 40 000,00 20 000,00 2 400,00 22 400,00

5 40 000,00 20 000,00 20 000,00 1 600,00 21 600,00

6 20 000,00 0,00 20 000,00 800,00 20 800,00

Summe 120 000,00 16 800,00 136 800,00

PPT

PPT
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Liquiditätsbelastung beim Abzahlungsdarlehen PDF

E
U

R

Jahr

30 000

25 000

20 000

15 000

10 000

5 000

0
1 2 3 4 5 6

 Zinsen

 Tilgung

Zu 1.3: Annuitätendarlehen

Jahr
Darlehen 

Jahresanfang
Darlehen 

Jahresende
Tilgung Zinsen

Liquiditäts-
belastung 
(Annuität)

1 120 000,00 101 908,56 18 091,44 4 800,00 22 891,44

2 101 908,57 83 093,46 18 815,10 4 076,34 22 891,44

3 83 093,46 63 525,76 19 567,70 3 323,74 22 891,44

4 63 525,76 43 175,35 20 350,41 2 541,03 22 891,44

5 43 175,35 22 010,92 21 164,43 1 727,01 22 891,44

6 22 010,92 0,00 22 010,92 880,44 22 891,36

Summe 120 000,00 17 348,56 137 348,56

Erläuterungen:

Die Liquiditätsbelastung entspricht hier der Annuität, d. h. der gleichbleibenden Summe aus Zinsen 
und Tilgung. Die Annuität wird mithilfe von Annuitätenfaktoren durch Multiplikation mit der Dar-
lehenssumme errechnet. Der Faktor ist abhängig vom Zinssatz und der Laufzeit des Annuitätendar-
lehens und beträgt in unserem Fall 0,190762. Den Tilgungsbetrag erhält man durch Subtraktion der 
jeweiligen Zinsen von der Annuität.

Der Annuitätenfaktor lässt sich wie folgt berechnen:

Annuitätenfaktor =    
qn (q – 1)

 __ 
(qn – 1)

    =    
  (1 +   

p
 _ 

100
  ) 

n
 ·  ( [1 +   

p
 _ 

100
  ]  − 1) 
   ____  

 ( [1 +   
p
 _ 

100
  ] 

n
 − 1) 

   

Annuitätenfaktor =    
 (1 +   4 _ 

100
  ) 

6
 ·  ( [1 +   4 _ 

100
  ]  − 1) 
   _____   

 ( [1 +   4 _ 
100

  ] 
6
 − 1) 

    = 0,190762

Annuität = Darlehenssumme · Annuitätenfaktor

Annuität = 120 000,00 EUR · 0,190762 = 22 891,44 EUR

PPT

p: Zinssatz
n: Laufzeit in Jahren

q: 1 +    
p
 _ 

100
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Der Faktor ist abhängig vom Zinssatz und der Laufzeit des Annuitätendarlehens. Den Tilgungsbetrag 
erhält man durch Subtraktion der jeweiligen Zinsen von der Annuität.

Liquiditätsbelastung beim AnnuitätendarlehenPDF

E
U

R

Jahr

30 000

25 000

20 000

15 000

10 000

5 000

0
1 2 3 4 5 6

 Zinsen

 Tilgung

In der Praxis werden die Annuitätenfaktoren mittels Computerprogrammen ermittelt und dann ent-
sprechend einer Tabelle entnommen:

Zinssatz (p)

2,5 % 3,0 % 3,5 % 4,0 % 4,5 % 5,0 % 5,5 % 6,0 %

Ja
hr

e 
(n

)

 1 1,02500 1,03000 1,03500 1,04000 1,04500 1,05000 1,05500 1,06000

 2 0,51883 0,52261 0,52640 0,53020 0,53400 0,53780 0,54162 0,54544

 3 0,35014 0,35353 0,35693 0,36035 0,36377 0,36721 0,37065 0,37411

 4 0,26582 0,26903 0,27225 0,27549 0,27874 0,28201 0,28529 0,28859

 5 0,21525 0,21835 0,22148 0,22463 0,22779 0,23097 0,23418 0,23740

 6 0,18155 0,18460 0,18767 0,19076 0,19388 0,19702 0,20018 0,20336

 7 0,15750 0,16051 0,16354 0,16661 0,16970 0,17282 0,17596 0,17914

 8 0,13947 0,14246 0,14548 0,14853 0,15161 0,15472 0,15786 0,16104

 9 0,12546 0,12843 0,13145 0,13449 0,13757 0,14069 0,14384 0,14702

10 0,11426 0,11723 0,12024 0,12329 0,12638 0,12950 0,13267 0,13587

Zu 2.: Ergebnisse

 ■ Beim Fälligkeitsdarlehen steht das gesamte Darlehen bis zum Ende der Laufzeit zur Verfügung. 
Die Liquiditätsbelastung ist aber im 6. Jahr aufgrund der Tilgung des gesamten Darlehensbetrags 
sehr hoch. Die jährliche Aufwandsbelastung durch die Zinsen bleibt konstant.

 ■ Beim Abzahlungsdarlehen sinkt die Aufwands- und Liquiditätsbelastung von Tilgungsjahr zu Til-
gungsjahr.

 ■ Eine gleichmäßige Liquiditätsbelastung gewährleistet das Annuitätendarlehen, wobei die Til-
gungsbeträge den sinkenden Zinsaufwendungen entsprechend steigen.



© MERKUR VERLAG RINTELN – Merkurbuch 0629

Begleitmaterial zu BPE 11, S. 350

BPEBPE

1111
Betriebswirtschaftslehre
mit Schwerpunkt Finanzen
Band 2: Jahrgangsstufen 1 und 2

Finanzierungsmöglichkeiten der Aktiengesellschaft

350350

JahrgangsstufeJahrgangsstufe

22

Kreditvertrag

Zessionsvertrag

Drittschuldner 
= 

Schuldner des 
Kreditnehmers

Forderung vor 
der Abtretung

Forderung nach 
der Abtretung

Kreditnehmer 
(Zedent) 

= 
bisheriger 
Gläubiger

PDF Kreditinstitut 
(Zessionar) 

= 
neuer 

Gläubiger

(2) Offene und stille Zession

Benachrichtigung des Drittschuldners über die Abtretung der Forderung

offene Zession stille Zession

 ■ Der Drittschuldner wird über die Abtretung 
informiert.

 ■ Die Zahlungen des Drittschuldners sind mit 
schuldbefreiender Wirkung nur noch an 
den Zessionar möglich.

 ■ Der Drittschuldner wird über die Abtretung 
nicht informiert.

 ■ Die Zahlungen des Drittschuldners an den 
Zedenten erfolgen mit schuldbefreiender 
Wirkung.

(3) Einzelabtretung

Bei der Einzelabtretung wird eine einzelne Forderung des Zedenten gegenüber einem 
Drittschuldner an den Zessionar abgetreten.

Insbesondere bei kurzfristigen Firmen-
krediten braucht es nicht unbedingt eine 
Beleihung und Belastung von Grund und 
Boden, welche mit entsprechenden Kos-
ten verbunden ist.

(4) Rahmenabtretung

Die Rahmenabtretung wird zur Sicherung eines langfristigen und betragsmäßig 
hohen Kredites herangezogen, dessen einzelne Forderungen eine unterschiedliche 
Fälligkeit aufweisen.

In der betrieblichen Praxis haben sich zwei unterschiedliche Formen der Rahmenabtre-
tung herausgebildet, nämlich die Mantel- und die Globalzession.

Beispiel:Beispiel:
 ■ Zahlungsanspruch einer noch nicht begli-

chenen Rechnung.
 ■ Leistungsanspruch auf eine Kapitalanlage.
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Gliederung der Bilanz [§ 266 II, III HGB] PDF

Aktiva Bilanz Passiva

A. Anlagevermögen:

 I. Immaterielle Vermögensgegenstände:
1. selbst geschaffene gewerbliche Schutz-

rechte und ähnliche Rechte und Werte;
2. entgeltlich erworbene Konzessionen, 

gewerbliche Schutzrechte und ähnliche 
Rechte sowie Lizenzen an solchen Rechten 
und Werten;

3. Geschäfts- oder Firmenwert;
4. geleistete Anzahlungen;

 II. Sachanlagen:
1. Grundstücke, grundstücksgleiche Rechte 

und Bauten einschl. der Bauten auf frem-
den Grundstücken;

2. technische Anlagen und Maschinen;
3. andere Anlagen, Betriebs- und Geschäfts-

ausstattung;
4. geleistete Anzahlungen u. Anlagen im Bau;

 III. Finanzanlagen:
1. Anteile an verbundenen Unternehmen;
2. Ausleihungen an verbundene Unterneh-

men;
3. Beteiligungen;
4. Ausleihungen an Unternehmen, mit denen 

ein Beteiligungsverhältnis besteht;
5. Wertpapiere des Anlagevermögens;
6. sonstige Ausleihungen.

B. Umlaufvermögen:

 I. Vorräte:
1. Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe;
2. unfertige Erzeugnisse, unfertige Leistungen;
3. fertige Erzeugnisse und Waren;
4. geleistete Anzahlungen;

II. Forderungen und sonstige Vermögens- 
gegenstände:
1. Forderungen a. Lieferungen u. Leistungen;
2. Forderungen gegen verbundene 

Unternehmen;
3. Forderungen gegen Unternehmen, mit 

denen ein Beteiligungsverhältnis besteht;
4. sonstige Vermögensgegenstände;

 III. Wertpapiere:
  1. Anteile an verbundenen Unternehmen;
  2. sonstige Wertpapiere;

IV. Kassenbestand, Bundesbankguthaben, 
Guthaben bei Kreditinstituten und Schecks.

C. Rechnungsabgrenzungsposten.

D. Aktive latente Steuern.

E. Aktiver Unterschiedsbetrag aus der Vermögens-
verrechnung.

A. Eigenkapital:

 I. Gezeichnetes Kapital;

 II. Kapitalrücklage;

 III. Gewinnrücklagen:
1. gesetzliche Rücklage;
2. Rücklage für Anteile an einem herrschen-

den oder mehrheitlich beteiligten Unter-
nehmen;

3. satzungsmäßige Rücklagen;
4. andere Gewinnrücklagen;

 IV. Gewinnvortrag/Verlustvortrag;

 V. Jahresüberschuss/Jahresfehlbetrag.

B. Rückstellungen:
1. Rückstellungen für Pensionen und ähnliche 

Verpflichtungen;
2. Steuerrückstellungen;
3. sonstige Rückstellungen.

C. Verbindlichkeiten:
1. Anleihen, davon konvertibel;
2. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten;
3. erhaltene Anzahlungen auf Bestellungen;
4. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und 

Leistungen;
5. Verbindlichkeiten aus der Annahme gezogener 

Wechsel und der Ausstellung eigener Wechsel;
6. Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen 

Unternehmen;
7. Verbindlichkeiten gegenüber Unternehmen, 

mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht;
8. sonstige Verbindlichkeiten, davon aus 

Steuern, davon im Rahmen der sozialen 
Sicherheit.

D. Rechnungsabgrenzungsposten.

E. Passive latente Steuern.
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Gliederung der GuV-Rechnung in Staffelform nach dem Gesamtkostenverfahren 
[§ 275 II HGB]

 1. Umsatzerlöse

 2. Erhöhung oder Verminderung des Bestands an fertigen und unfertigen Erzeugnissen

 3. andere aktivierte Eigenleistungen

 4. sonstige betriebliche Erträge

 5. Materialaufwand:
a) Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe und für bezogene Waren
b) Aufwendungen für bezogene Leistungen

 6. Personalaufwand:
a) Löhne und Gehälter
b) soziale Abgaben und Aufwendungen für Altersversorgung und für Unterstützung, davon für 

Altersversorgung

 7. Abschreibungen:
a) auf immaterielle Vermögensgegenstände des Anlagevermögens und Sachanlagen
b) auf Vermögensgegenstände des Umlaufvermögens, soweit diese die in der Kapitalgesellschaft 

üblichen Abschreibungen überschreiten

 8. sonstige betriebliche Aufwendungen

 9. Erträge aus Beteiligungen, davon aus verbundenen Unternehmen

10. Erträge aus anderen Wertpapieren und Ausleihungen des Finanzanlagevermögens, davon aus ver-
bundenen Unternehmen

11. sonstige Zinsen und ähnliche Erträge, davon aus verbundenen Unternehmen

12. Abschreibungen auf Finanzanlagen und auf Wertpapiere des Umlaufvermögens

13. Zinsen und ähnliche Aufwendungen, davon an verbundene Unternehmen

14. Steuern vom Einkommen und vom Ertrag

15. Ergebnis nach Steuern

16. sonstige Steuern

17. Jahresüberschuss/Jahresfehlbetrag

Erläuterungen:

Die Umsatzerlöse nach § 277 I HGB umfassen
 ■ die Erlöse aus dem Verkauf und der Vermietung oder Verpachtung von Produkten abzüglich 

der Erlösschmälerungen, der Umsatzsteuer sowie sonstiger direkt mit dem Umsatz verbundenen 
Steuern (z. B. Zölle und Verbrauchssteuern wie Energie- oder Tabaksteuer).

 ■ Erlöse aus der Erbringung von Dienstleistungen nach Abzug von Erlösschmälerungen, der Um-
satzsteuer sowie sonstiger direkt mit dem Umsatz verbundenen Steuern. Hierzu zählen beispiels-
weise Erträge aus dem Abverkauf überzähliger Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe, Erlöse aus dem 
Schrottwert von Ausschussprodukten, Mieteinnahmen aus Werkswohnungen, Patent- und Lizenz-
erträge, Kantinenerlöse und Erträge aus der Betriebskindertagesstätte.

 ■ Dadurch, dass die Umsatzerlöse nicht mehr auf die typischen Erzeugnisse und Dienstleistungen 
beschränkt sind, sondern auch die außergewöhnlichen Geschäftstätigkeiten einbezogen werden, 
wurden in der GuV-Rechnung die Posten außerordentliche Aufwendungen und Erträge aufgeho-
ben.

Nicht unter den Umsatzerlösen, sondern unter den sonstigen betrieblichen Erträgen werden z. B. 
Erträge aus dem Abgang von Anlagevermögen, Erträge aus der Auflösung von Rückstellungen und 
Erträge aus Währungsumrechnungen ausgewiesen.

PDF
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10 Jahresabschluss

Zusammenfassung

 ■ Beeinflussung des Jahresüberschusses durch das Vorsichtsprinzip:1

Vorsichtsprinzip

Bevorzugung der pessimistischen
Bewertung bei Unsicherheit

Beides führt zu einem geringeren Jahresüberschuss

Niederstwertprinzip Höchstwertprinzip

Tendenz zur Überbewertung 
von Schulden

Tendenz zur Unterbewertung 
von Vermögen

Von zwei möglichen Werten 
(Anschaffungskosten/Tageswert) 

ist der niedrigere anzusetzen.

Von zwei möglichen Werten (Anschaf-
fungskosten/Erfüllungsbetrag bzw. 

Tageswert) ist der höhere anzusetzen.

Vermögensgegenstände Schulden

AV: 
gemildertes NWP

UV: 
strenges NWP

 ■ Die Ausübung von Bilanzierungswahlrechten erhöht in der betrachteten Periode den Jahres-
überschuss.

 ■ Die Spielräume für außerplanmäßige oder höhere planmäßige Abschreibungen verringern in 
der betrachteten Periode den Jahresüberschuss.

 ■ Die Summe der Jahresüberschüsse über alle Perioden wird durch Bilanzierungs- und Bewer-
tungswahlrechte nicht verändert.

1 Vgl. Wöhe, G.: Einführung in die Allgemeine Betriebswirtschaftslehre, 24. Auflage, München 2010, S. 738.
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12.2.1.2 Grundsätze zur Erfüllung der Informationsfunktion
Mit diesen Grundsätzen will der Gesetzgeber einen möglichst uneingeschränkten und ver-
gleichbaren Einblick in die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage sicherstellen. Die in der 
nachfolgenden Tabelle zusammengestellten Bilanzierungsgrundsätze sollen die Informa-
tionsfunktion des Jahresabschlusses erleichtern.

In
fo

rm
at

io
ns

fu
nk

ti
o

n

Grundsatz der 
Unternehmensfortführung
[§ 252 I, Nr. 2 HGB]

Bei der Bewertung ist grundsätzlich davon auszugehen, 
dass die Unternehmenstätigkeit fortgeführt wird (Going-
concern-Prinzip).

Grundsatz der 
Ansatzstetigkeit
[§ 246 III HGB]

Die auf den vorhergehenden Jahresabschluss ange-
wandten Ansatzmethoden sind beizubehalten. Daraus 
folgt, dass ein einmal in Anspruch genommenes Ansatz-
wahlrecht in den Folgejahren für diesen Fall nicht geän-
dert werden darf.

Grundsatz der Einzelbewertung 
und das Stichtagsprinzip
[§ 252 I, Nr. 3 HGB]

Die Vermögensgegenstände und Schulden sind einzeln 
zu bewerten. Die Bewertung ist auf den Bilanzstichtag zu 
beziehen.

Grundsatz der 
Bewertungsstetigkeit
[§ 252 I, Nr. 6 HGB]

Die auf den vorhergehenden Jahresabschluss angewand-
ten Bewertungsmethoden sind beizubehalten.

Grundsatz der 
Periodenabgrenzung
[§ 252 I, Nr. 5 HGB]

Danach sind Aufwendungen und Erträge dem Geschäfts-
jahr zuzuordnen, in dem sie entstanden sind. Der Zeit-
punkt der Zahlung ist nicht zu berücksichtigen.

12.2.1.3 Grundsatz zur Sicherstellung des Gläubigerschutzes (Bewertungsprinzipien)
Der in der Handelsbilanz im Vordergrund stehende Gläubigerschutz wird mit dem Bewer-
tungsgrundsatz der kaufmännischen Vorsicht und den daraus abgeleiteten Prinzipien 
erreicht.

G
lä

ub
ig

er
sc

hu
tz

Grundsatz der 
kaufmännischen Vorsicht
[§ 252 I, Nr. 4 HGB]

Es sind alle vorhersehbaren Risiken und Verluste zu 
berücksichtigen, die zum Abschlussstichtag entstanden 
sind.

Aus dem Grundsatz der kaufmännischen Vorsicht lassen sich folgende Bewertungsprinzipien 
ableiten:

Bewertungsprinzipien

Anschaffungs-
kostenprinzip

Realisations-
prinzip

Imparitäts-
prinzip

Niederstwert-
prinzip

Höchstwert-
prinzip

 Gemildertes Strenges 
 Niederstwertprinzip Niederstwertprinzip

PDF

PDF
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12.2.1.2 Grundsätze zur Erfüllung der Informationsfunktion
Mit diesen Grundsätzen will der Gesetzgeber einen möglichst uneingeschränkten und ver-
gleichbaren Einblick in die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage sicherstellen. Die in der 
nachfolgenden Tabelle zusammengestellten Bilanzierungsgrundsätze sollen die Informa-
tionsfunktion des Jahresabschlusses erleichtern.

In
fo

rm
at

io
ns

fu
nk

ti
o

n

Grundsatz der 
Unternehmensfortführung
[§ 252 I, Nr. 2 HGB]

Bei der Bewertung ist grundsätzlich davon auszugehen, 
dass die Unternehmenstätigkeit fortgeführt wird (Going-
concern-Prinzip).

Grundsatz der 
Ansatzstetigkeit
[§ 246 III HGB]

Die auf den vorhergehenden Jahresabschluss ange-
wandten Ansatzmethoden sind beizubehalten. Daraus 
folgt, dass ein einmal in Anspruch genommenes Ansatz-
wahlrecht in den Folgejahren für diesen Fall nicht geän-
dert werden darf.

Grundsatz der Einzelbewertung 
und das Stichtagsprinzip
[§ 252 I, Nr. 3 HGB]

Die Vermögensgegenstände und Schulden sind einzeln 
zu bewerten. Die Bewertung ist auf den Bilanzstichtag zu 
beziehen.

Grundsatz der 
Bewertungsstetigkeit
[§ 252 I, Nr. 6 HGB]

Die auf den vorhergehenden Jahresabschluss angewand-
ten Bewertungsmethoden sind beizubehalten.

Grundsatz der 
Periodenabgrenzung
[§ 252 I, Nr. 5 HGB]

Danach sind Aufwendungen und Erträge dem Geschäfts-
jahr zuzuordnen, in dem sie entstanden sind. Der Zeit-
punkt der Zahlung ist nicht zu berücksichtigen.

12.2.1.3 Grundsatz zur Sicherstellung des Gläubigerschutzes (Bewertungsprinzipien)
Der in der Handelsbilanz im Vordergrund stehende Gläubigerschutz wird mit dem Bewer-
tungsgrundsatz der kaufmännischen Vorsicht und den daraus abgeleiteten Prinzipien 
erreicht.
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ig
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tz

Grundsatz der 
kaufmännischen Vorsicht
[§ 252 I, Nr. 4 HGB]

Es sind alle vorhersehbaren Risiken und Verluste zu 
berücksichtigen, die zum Abschlussstichtag entstanden 
sind.

Aus dem Grundsatz der kaufmännischen Vorsicht lassen sich folgende Bewertungsprinzipien 
ableiten:

Bewertungsprinzipien

Anschaffungs-
kostenprinzip

Realisations-
prinzip

Imparitäts-
prinzip

Niederstwert-
prinzip

Höchstwert-
prinzip

 Gemildertes Strenges 
 Niederstwertprinzip Niederstwertprinzip

PDF

PDF
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 ■ Der Leverage-Effekt zeigt die Hebelwirkung auf, wie durch den Einsatz von Fremd-
kapital (anstelle von Eigenkapital) die Eigenkapitalrentabilität für die Eigentümer 
gesteigert werden kann.

 ■ Voraussetzung für die Wirksamkeit des Leverage-Effekts ist: „Fremdkapitalzins-
fuß < Gesamtkapitalrentabilität“.

Eine Maximierung der Eigenkapitalrentabilität ist aufgrund des Konflikts mit den Zielen 
„Stabilität“ und „Liquidität“ unmöglich. Möglich ist lediglich ein Kompromiss durch die 
Optimierung des Verschuldungsgrades:

Stabilität 
und Liquidität

Begrenzung des 
Fremdkapital-

anteils

Höhere Eigen- 
kapitalrentabilität

Erhöhung des 
Fremdkapital-

anteils

Finan- 
zielles 
Gleich- 
gewicht

Ein Unternehmen befindet sich in einem finanziellen Gleichgewicht, wenn sowohl 
die Erfüllung der finanziellen Ansprüche der Kapitalgeber als auch die Existenz des 
Unternehmens kurz- und langfristig gesichert sind.

12.3.3.5 Cashflow
Grundvoraussetzung für eine unternehmerische Tätigkeit ist die Aufrechterhaltung der 
Zahlungsbereitschaft. Um die Finanzkraft eines Unternehmens einzuschätzen, stellt man 
den Einzahlungen einer Rechnungsperiode die Auszahlungen gegenüber. Ein Unterneh-
men ist dann erfolgreich, wenn ein Einzahlungsüberschuss entsteht. Diesen Einzahlungs-
überschuss bezeichnet man als Cashflow. Durch einen positiven Cashflow erhöht sich der 
Bestand an Zahlungsmitteln. Dieser steht dem Unternehmen zur Finanzierung von Investi-
tionen, zur Schuldentilgung und für die Gewinnausschüttung zur Verfügung.

(1) Direkte Cashflow-Ermittlung

Die direkte Cashflow-Ermittlung stützt sich auf die betriebsinterne Erfassung der Einzah-
lungen und Auszahlungen. Der Einzahlungsüberschuss (Cashflow) wird aus der Differenz 
von zahlungswirksamen Erträgen (z. B. Umsatzerlöse) und zahlungswirksamen Aufwen-
dungen (z. B. Materialaufwand) ermittelt:

 zahlungswirksame Erträge
– zahlungswirksame Aufwendungen

= Cashflow

PDF
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12.3.5.3 Rating durch Ratingagenturen
Kapitalmarktorientierte Unternehmen müssen häufig die Rating-Einstufung veröffent-
lichen und benötigen daher ein externes Rating durch eine zugelassene, unabhängige 
Ratingagentur (z. B. Standard & Poor’s, Moody’s oder Fitch; beschränkt auf den deutschen 
Markt auch Creditreform oder Allianz Trade).

Folgende Faktoren beziehen Ratingagenturen in die Unternehmensbewertung ein:

 ■ quantitative Faktoren (wie Banken, aber mit hoher Gewichtung der Cashflow­Analyse),

 ■ qualitative Faktoren (wie Banken, jedoch mit besonderem Augenmerk auf Management 
 sowie Unternehmens- und Konzernstruktur) und zusätzlich

 ■ Faktoren des Unternehmensumfelds (Branchenrisiko, politisches und regulatorisches 
Umfeld, Konkurrenzsituation).

Die Ratingagenturen vergeben Ratingklassen von AAA bis D.1

Weltweit führende 
Agenturen

Deutsche 
Agenturen

Bedeutung

S&P Moodys Fitch
Credit-
reform

Allianz 
Trade

AAA Aaa AAA AAA AAA
Sehr gut
Höchste Bonität, praktisch kein Ausfallrisiko.

AA+ Aa1 AA+ AA+ AA+
Sehr gute bis gute Bonität
Hohe Zahlungswahrscheinlichkeit

AA Aa2 AA AA AA

AA− Aa3 AA− AA− AA−

A+ A1 A+ A+ A+ Gute bis befriedigende Bonität
Angemessene Deckung von Zins und Tilgung. Viele gute 
Investmentattribute aber auch Elemente, die sich bei Verän-
derung der wirtschaftlichen Lage negativ auswirken können.

A A2 A A A

A− A3 A− A− A−

BBB+ Baa1 BBB+ BBB+ BBB+ Befriedigende Bonität
Angemessene Deckung von Zins und Tilgung, aber auch spe-
kulative Charakteristika oder mangelnder Schutz gegen wirt-
schaftliche Veränderungen.

BBB Baa2 BBB BBB BBB

BBB− Baa3 BBB− BBB− BBB−

BB+ Ba1 BB+ BB+ BB+
Ausreichende Bonität
Sehr mäßige Deckung von Zins und Tilgung, auch in gutem 
wirtschaftlichen Umfeld.

BB Ba2 BB BB BB

BB− Ba3 BB− BB− BB−

B+ B1 B+ B+ B+
Mangelhafte Bonität
Geringe Sicherung von Zins und Tilgung.

B B2 B B B

B− B3 B− B− B−

CCC+ Caa1 CCC+ CCC CCC
Ungenügende Bonität
Niedrigste Qualität, geringster Anlegerschutz. In akuter 
Gefahr eines Zahlungsverzuges.

CCC Caa2 CCC CC CC

CCC− Caa3 CCC− C C

D D Ausfall, Zahlungsverzug bereits eingetreten.

1 Vgl. in Anlehnung an: https:/financialprojects.de/lexikon/rating; 16. 08. 2021.
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Venture-Capital-PhasenPDF
 ■ Ideen, unfertige 

Prototypen

 ■ Entwicklung 
eines Business-
plans

 ■ Produkt-
entwicklung

 ■ Start-up- 
Gründung

 ■ Aufbau der 
Produktion

 ■ Marketing-
aktivitäten

 ■ Kunden akquise

 ■ Marktreifes 
Produkt

 ■ Erste Umsätze 
aus dem Verkauf

 ■ Weitere produkt-
politische Ent-
scheidungen

 ■ ggf. Expansion 
in ausländische 
Märkte

 ■ Weitere Aus-
weitung der 
Produktpalette

 ■ Arbeitet das 
Unternehmen 
rentabel?

Frühphase Gründungsphase Wachstumsphase Spätphase Endphase

Investoren stellen Risikokapital für 
Forschung und Entwicklung zur 

Verfügung

ggf. erste Gewinne 
für Investoren, 

weiteres Kapital 
benötigt (z. B. Aus-
bau der Produktion)

weiteres Kapital 
benötigt (z. B. für 

Börsengang)

hohes Rendite-
potenzial für 
Investoren

13.1.6 Bedeutung von Venture Capital in Deutschland
Die Zahl von Venture-Capital-Investitionen nimmt stetig zu und gewinnt insbesondere bei 
Start-ups zunehmend im Rahmen von Private Equity1 an Bedeutung.

Seit der Corona-Pandemie im Jahr 2020 haben sich die Venture-Capital-Investitionen 
nochmals erheblich gesteigert, da viele Start-ups aus der Medizintechnik und Pharma-
branche kommen. In diesen Branchen werden aufgrund der intensiven Forschungs- und 
Entwicklungsaktivitäten hohe Kapitalanteile benötigt. Dazu zählen die Herstellung und 
Erprobung von Arzneimitteln sowie die Durchführung entsprechender Studien als Zulas-
sungsvoraussetzungen von Medikamenten oder auch Impfstoffen.

Ein weiterer großer Bereich, in den Kapitalgeber investieren, sind Unternehmen, die an 
der digitalen oder ökologischen Transformation beteiligt sind. Unzählige Start-ups sind 
daran beteiligt, Lösungen für die digitale Weiterentwicklung von Wirtschaft und Gesell-
schaft zu finden sowie den Weg in eine   CO  2   -reduzierte und nachhaltige Welt einzuleiten.

1 Private Equity: Beteiligungskapital im Allgemeinen.
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Ablauf beim Factoring PDF

Unternehmen

Factoring-Anbieter (Factor)

Debitor (Kunde)

Direkte Bezahlung

tritt Forderungen

an den Factor ab
ste

llt 
die Rechnung

an den Kundenerhält Liquidität vom Factor 

(i. d. R. 80 % – 90 %) bezahlt d
en Rechnungsb

etra
g

Lieferung des Produkts/der Dienstleistung

+ Rechnung

13.2.2 Factoring-Kosten
Für das Unternehmen, welches seine Forderungen auslagert bzw. an einen Factor ver-
kauft, fallen verschiedene Factoring-Kosten an. Dazu gehören u. a. eine Factoring-Gebühr 
sowie ein Factoring-Zins.

Beispiel:Beispiel:
Die Rottweiler Baumaschinen GmbH veräußert 
ein Forderungsvolumen von 50 000,00 EUR an 
einen Factoring-Anbieter. Es fällt eine pauscha-
le Factoring-Gebühr von 1 % je Kundenforde-
rung (Rechnung) sowie ein Factoring-Zins über 
2 % p. a. an. Das durchschnittliche Zahlungsziel 
der Kunden beträgt 30 Tage.

Aufgabe:

Ermitteln Sie die Kosten, die von der Rottweiler 
Baumaschinen GmbH durch das Factoring zu 
tragen sind!

Lösung:

 1 % von 50 000,00 EUR = 500,00 EUR

+ Zinsen    
50 000,00 · 2 · 30

  ___  
100 · 360

    = 83,33 EUR

= Gesamtkosten 583,33 EUR

Ergebnis: Insgesamt zahlt die Rottweiler Baumaschinen GmbH 583,33 EUR an den Factor, d. h., von 
den ursprünglichen 50 000,00 EUR an Forderungen verbleiben nun noch 49 416,67 EUR.
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